
Incoterms, Reihengeschäfte und
Umsatzsteuer
Einfluss der Incoterms 2020 auf die umsatzsteuerliche Beurteilung

Von Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff, Bremen.

Die internationale Warenlieferkette wird zunehmend komplexer – und mit ihr die Anforderungen an eine rechts-
sichere steuerliche Behandlung. Incoterms, Reihengeschäfte und Umsatzsteuer bilden dabei ein Geflecht, das in der
Praxis häufig unterschätzt wird. Während Incoterms primär die zivilrechtliche Risiko‑ und Kostenverteilung regeln,
entscheidet die umsatzsteuerliche Würdigung von Reihengeschäften über den Ort der Lieferung, die Steuerpflicht
und mögliche Steuerbefreiungen. Die zentrale Frage lautet daher, ob und in welchem Umfang die vereinbarten Lie-

ferklauseln Einfluss auf die umsatzsteuerliche Beurteilung von Reihengeschäften nehmen – und wo klare Grenzen zwischen Handels-
recht und Steuerrecht verlaufen. Dieses Gutachten untersucht die Schnittstellen, potenzielle Wechselwirkungen und typische Fallstricke,
die sich aus diesem Zusammenspiel ergeben.
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Reihengeschäfte
Reihengeschäfte stellen in der Umsatz-
steuerpraxis eine besondere Herausfor-
derung dar, weil mehrere Unternehmer
an einer einzigen Warenbewegung be-
teiligt sind. Die präzise steuerliche Be-
wertung von Lieferungen im grenz-
überschreitenden Warenverkehr ist ein
zentrales Element der Umsatzsteuer-
Compliance. In diesem Kontext nimmt
die sogenannte bewegte Lieferung eine
Schlüsselrolle ein. Sie entscheidet über
die steuerliche Behandlung, die Bestim-
mung des Lieferortes und die Anwend-
barkeit von Steuerbefreiungen. Für Un-
ternehmen mit internationalen Liefer-
ketten ist die korrekte Einordnung nicht
nur rechtlich geboten, sondern auch
wirtschaftlich relevant.
Typischerweise verkauft Unternehmer
A an Unternehmer B, B verkauft weiter
an Unternehmer C, die Ware wird je-
doch direkt von A an C transportiert.
Obwohl nur ein physischer Transport
stattfindet, liegen rechtlich mehrere Lie-
ferungen vor. Obwohl zwei Lieferungen
vorliegen (A an und B an C), gibt es nur
einen Transport. Umsatzsteuerlich darf
dieser Transport jedoch nur einer ein-
zigen Lieferung zugeordnet werden, § 3
Abs. 6a UStG. Diese Lieferung ist die
„bewegte Lieferung“. Alle anderen Lie-

ferungen sind „ruhende Lieferungen“,
die ohne Warenbewegung stattfinden
und daher grundsätzlich steuerpflichtig
sind. Umsatzsteuerlich ist deshalb zwin-
gend zu bestimmen, welche dieser Liefe-
rungen die sogenannte „bewegte Liefe-
rung“ ist. Nur diese eine Lieferung kann
steuerfrei sein, etwa als innergemein-
schaftliche Lieferung oder als Ausfuhr-
lieferung in ein Drittland. Die bewegte
Lieferung ist diejenige, in deren Rah-
men die Ware physisch befördert oder
versendet wird. Sie ist die einzige Lie-
ferung, die die Voraussetzungen einer
steuerfreien Ausfuhrlieferung oder inner-
gemeinschaftlichen Lieferung erfüllen
kann. Alle übrigen Lieferungen gelten als
„ruhende Lieferungen“ und sind grund-
sätzlich steuerpflichtig.

Die bewegte Lieferung ist im deutschen
Umsatzsteuerrecht in § 3 Abs. 6 und 6a
UStG definiert. Sie liegt vor, wenn der
Liefergegenstand im Rahmen eines Um-
satzgeschäfts befördert oder versendet
wird, und zwar entweder durch den Lie-
ferer, den Abnehmer oder einen Dritten
im Auftrag einer der Parteien. Diese Be-
wegung ist nicht nur physisch, sondern
auch steuerlich bedeutsam: Sie bestimmt
den Ort der Lieferung und damit die
Steuerbarkeit im Inland oder Ausland.
Insbesondere bei innergemeinschaft-
lichen Lieferungen (§ 6a UStG) und Aus-
fuhrlieferungen (§ 6 UStG) ist die bewegte
Lieferung Voraussetzung für die Steuer-
freiheit.

Der zentrale Anknüpfungspunkt für die
Bestimmung der bewegten Lieferung ist
die Frage, wer den Transport veranlasst.

Maßgeblich ist dabei nicht die zivilrecht-
liche Vertragskette, sondern die Frage,
wer den Transport veranlasst.

Vereinbarung von Incoterms
Haben die Geschäftspartner eine Inco-
terms-Klausel vereinbart, gibt diese Klau-
sel nur den Regelfall wieder. Sie ist nur
ein Indiz, aber nicht zwingend für die
umsatzsteuerliche Zuordnung. Entschei-
dend ist nämlich nicht, was die Incoterms
typischerweise vorsehen, sondern was
die Parteien tatsächlich vereinbart haben
und wer den Transport tatsächlich ver-
anlasst. So lassen es die Incoterms zu,
dass abweichend vom Standard auch die
jeweils andere Vertragspartei den Trans-
port organisieren darf. Bei EXW kann
also auch der Verkäufer den Transport
organisieren, wenn die Parteien das so
vereinbaren. Bei DDP kann der Käufer
den Transport organisieren, wenn er das
übernimmt. Bei FCA kann der mittlere
Unternehmer (B) den Transport veran-
lassen, obwohl A dieWare an den Fracht-
führer übergibt. Wenn die tatsächliche
Transportorganisation abweicht von
dem, was der Incoterm nahelegt, dann
ist die tatsächliche Vereinbarung maß-
geblich.

Incoterms sind also kein Automatismus,
sondern ein starkes Indiz, das aber durch
abweichende Absprachen überlagert
werden kann.

„Transportveranlasser“ ist also der Un-
ternehmer, in dessen Auftrag oder auf
dessen Initiative die Ware tatsächlich be-
fördert oder versendet wird. Im Reihen-
geschäft ist es dann unzureichend, pau-
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schal von „dem Käufer“ zu sprechen, da
es regelmäßig zwei Käufer gibt: den ers-
ten Abnehmer (B) und den letzten Ab-
nehmer (C). Beide können – je nach Ver-
einbarung – Transportveranlasser sein.
Ebenso kann der erste Lieferer (A) den
Transport organisieren. Die Bestimmung
der bewegten Lieferung hängt daher
ausschließlich davon ab, welcher dieser
drei Beteiligten den Transport tatsäch-
lich initiiert.
Im Regelfall lässt sich Folgendes festhal-
ten: Bei zehn der elf Incoterms liegt die
Transportverantwortung beim Verkäufer.
Nur bei EXW (Ex Works) ist typischer-
weise der Käufer Transportveranlasser.
Das bedeutet:
• Bei EXW ist die bewegte Lieferung

regelmäßig die Lieferung an denje-
nigen Abnehmer, der die Ware ab-
holt – im Reihengeschäft also häufig
die Lieferung B an C, wenn C die
Ware bei A abholt.

• Bei allen anderen Incoterms beginnt
die Warenbewegung nach der Liefe-
rung des Verkäufers, sodass diese als
bewegte Lieferung anzusehen ist.
Dies gilt insbesondere für FCA, FOB,
CFR, CIF, CPT, CIP, DAP, DPU und
DDP, bei denen der Verkäufer den
Transport zumindest bis zu einem
bestimmten Punkt organisiert oder
verantwortet. Der Verkäufer trägt
das Transportrisiko und initiiert die
Beförderung – ein starkes Indiz für
die umsatzsteuerliche Zuordnung.

Für die Praxis bedeutet dies, dass die In-
coterms zwar eine wertvolle Orientie-
rung bieten, aber stets im Lichte der tat-
sächlichen Transportorganisation zu in-
terpretieren sind. Die Finanzverwaltung
besteuert nicht die Incoterms, sondern
die tatsächliche Warenbewegung. Wenn
die Incoterms und die Realität auseinan-
derfallen, ist die Realität maßgeblich.
Deshalb ist eine sorgfältige Dokumenta-
tion unerlässlich: Wer hat den Fracht-
führer beauftragt? Wer hat die Trans-
portkosten getragen? Wer hat die Aus-
fuhranmeldung abgegeben? Wer hat die
Exportnachweise erstellt? Diese Fragen
entscheiden über die Zuordnung der be-
wegten Lieferung und damit über die
Steuerbefreiung.
Zusammenfassend lässt sich festhalten:
Die Bestimmung der bewegten Lieferung
ist der zentrale Schritt bei der umsatz-
steuerlichen Behandlung von Reihen-
geschäften. Sie hängt ausschließlich da-

von ab, wer den Transport veranlasst –
sei es der erste Lieferer, der erste Abneh-
mer oder der letzte Abnehmer. Die Inco-
terms liefern hierfür ein wichtiges, aber
nicht zwingendes Indiz. Während bei
EXW regelmäßig der Abnehmer Trans-
portveranlasser ist, liegt bei allen ande-
ren Incoterms die Transportverantwor-
tung beim Verkäufer, sodass dessen Lie-
ferung als bewegte Lieferung anzusehen
ist. Abweichende Vereinbarungen der
Parteien können diese Zuordnung jedoch
jederzeit verändern. Eine präzise Analyse
der tatsächlichen Transportorganisation
und eine lückenlose Dokumentation
sind daher unerlässlich, um steuerliche
Risiken zu vermeiden und die korrekte
Steuerbefreiung sicherzustellen.
Für die Praxis bedeutet dies: Wer Reihen-
geschäfte strukturiert oder prüft, muss
die Incoterms zwingend berücksichtigen,
da sie maßgeblich beeinflussen, welche
Lieferung steuerfrei sein kann. Wird der
Transport durch den Verkäufer veran-
lasst, ist dessen Lieferung die bewegte
Lieferung und kann – bei Vorliegen der
übrigen Voraussetzungen – als steuer-
freie Ausfuhrlieferung oder innergemein-
schaftliche Lieferung behandelt werden.
Wird der Transport hingegen durch den
Käufer organisiert, verschiebt sich die
bewegte Lieferung auf die Lieferung an
diesen Käufer.

Konsignationslager
Ein Konsignationslager stellt im umsatz-
steuerlichen Kontext eine besondere
Form der Warenbereitstellung dar, die
insbesondere bei grenzüberschreiten-
den Lieferketten und Reihengeschäften
eine erhebliche Rolle spielt. Charakte-
ristisch ist, dass der Lieferant die Ware
in ein Lager im Ausland verbringt, sie
dort jedoch weiterhin in seinem Eigen-
tum verbleibt. Der Abnehmer erhält die
Verfügungsmacht erst mit der späteren
Entnahme aus dem Lager. Die Einlage-
rung selbst löst daher noch keinen steuer-
baren Umsatz aus, sondern stellt lediglich
eine physische Warenbewegung dar.
Erst die Entnahme gilt als Lieferung im
umsatzsteuerlichen Sinne.
In Reihengeschäften führt das zu einer
zusätzlichen Komplexität: Die Ware be-
wegt sich zwar grenzüberschreitend,
aber die zweite Lieferung (vom Zwi-
schenhändler an den Endabnehmer) wird
erst zeitlich versetzt ausgeführt. Dadurch
entsteht häufig eine Registrierungspflicht
im Bestimmungsland, weil der Zwischen-

händler dort eine Inlandslieferung aus-
führt. Genau hier setzt das vereinfachte
Konsignationslagerverfahren an. Dieses
Verfahren wurde EU-weit harmonisiert
(Art. 17a MwStSystRL) und in Deutsch-
land in § 6b UStG umgesetzt. Sein Zweck
ist es, USt-Registrierungen im Bestim-
mungsland zu vermeiden, wenn Waren
in ein Konsignationslager verbracht wer-
den. Das Verfahren funktioniert aber nur
unter engen Voraussetzungen.
Dieses Verfahren fingiert, vereinfacht
gesagt, dass die grenzüberschreitende
Lieferung erst im Zeitpunkt der Entnah-
me erfolgt – obwohl die Ware tatsäch-
lich bereits zuvor im Ausland eingelagert
wurde. Dadurch wird die Lieferung des
Lieferanten an den späteren Abnehmer
als innergemeinschaftliche Lieferung be-
handelt, und der Abnehmer tätigt kor-
respondierend einen innergemeinschaft-
lichen Erwerb im Bestimmungsland.
Eine Registrierung des Lieferanten im
Ausland ist dann nicht erforderlich.
Das vereinfachte Verfahren ist jedoch
nur anwendbar, wenn bestimmte Vo-
raussetzungen erfüllt sind. Zentral ist,
dass der endgültige Erwerber bei Ein-
lagerung noch nicht feststeht. Der Lie-
ferant darf die Ware also nicht bereits
vorab an einen konkreten Abnehmer
verkauft haben. Zudem müssen die Wa-
renbewegung und die spätere Entnahme
ordnungsgemäß in den Meldesystemen
(insbesondere der Zusammenfassenden
Meldung) abgebildet werden, und die
Entnahme muss innerhalb von zwölf
Monaten erfolgen. Wird eine dieser Vo-
raussetzungen nicht erfüllt, greift das
vereinfachte Verfahren nicht, und die
Einlagerung gilt als innergemeinschaft-
liches Verbringen mit anschließender
Inlandslieferung im Bestimmungsland.
Gerade im Zusammenhang mit Reihen-
geschäften zeigt sich die praktische Re-
levanz dieser Abgrenzung: Da in Reihen-
geschäften der spätere Abnehmer häufig
bereits vor der Einlagerung feststeht,
scheidet das vereinfachte Konsignations-
lagerverfahren in vielen Fällen aus. Die
Folge sind zusätzliche steuerliche Pflich-
ten im Bestimmungsland, obwohl die
physische Warenbewegung unverändert
bleibt.
Im Ergebnis wird deutlich, dass Konsig-
nationslager, Reihengeschäfte und Inco-
terms zwar unterschiedliche Regelungs-
bereiche betreffen, in ihrer Kombination
jedoch erhebliche Auswirkungen auf die
umsatzsteuerliche Beurteilung haben.

Beiträge · Aufsätze · Berichte

464 reguvis.shop/awpraxis 8/2026

https://www.reguvis.shop/awpraxis

